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immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbehörde – im Einvernehmen mit der Gemeinde – 

hier der Gemeinde Spantekow – entschieden. Nach § 36 Abs. 2 BauGB darf das Einvernehmen 

der Gemeinde nur aus den sich aus §§ 31, 33, 34 und 35 BauGB ergebenden Gründen versagt 

werden. 

 

Das Vorhaben liegt innerhalb des Windeignungsraums 26/2015 „Spantekow“ auf dem Gebiet der 
Gemeinde Spantekow. 

 

Eine mögliche Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens ist nach fachlicher Prüfung durch 

die Genehmigungsbehörde entsprechend zu begründen. Im Rahmen der Prüfung sind 

insbesondere die Argumente zu berücksichtigen, mit denen die Gemeinde ihre Entscheidung 

begründet.  

 

Die Gemeinde Spantekow wurde mit Schreiben vom 14.02.2024 über das Amt Anklam-Land 

gemäß § 36 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) im Genehmigungsverfahren um die Erteilung des 

gemeindlichen Einvernehmens zur Entscheidung über die Zulässigkeit der Umsetzung des 

geplanten Vorhabens gebeten. 

 

Mit Schreiben vom 04.04.2024 wurde form- und fristgerecht der Beschluss der 

Gemeindevertretung vom 26.03.2024 (Beschluss-Nr. SP/2024/206) übersandt, in welchem das 

gemeindliche Einvernehmen ohne Nennung von Gründen versagt wurde. 

 

Mit Datum vom 12.12.2024 wurde die Gemeinde unter Anführung der relevanten Stellungnahmen 

anderer Fachbehörden darum gebeten, erneut über das Einvernehmen zu entscheiden (§ 71 Abs. 

4 LBauO M-V), äußerte sich jedoch nicht dazu. 

  

Die detaillierte Auseinandersetzung mit den Stellungnahmen, die dieser Genehmigung zu Grunde 

liegen, und die eigene fachliche Beurteilung der Genehmigungsbehörde gaben keine 

Anhaltspunkte für ein rechtmäßiges Versagen des gemeindlichen Einvernehmens durch die 

Gemeinde Spantekow. 

 

Die Prüfung durch den Landkreis Vorpommern-Rügen hat laut Stellungnahme vom 05.07.2024 

ergeben, dass das beantragte Vorhaben zulässig ist. Bzgl. der Prüfung und der detaillierten 

Begründung wird u.a. auf die Ziffer I.2.2 (Planungsrechtliche Zulässigkeit) verwiesen. 

 

Das Dezernat 45 des StALU VP geht mit abschließender Stellungnahme vom 27.04.2026 davon 

aus, dass im Rahmen der Planaufstellung bereits umfangreich auch natur- und 

artenschutzrechtliche Belange geprüft und die grundsätzliche Geeignetheit des Gebiets bestätigt 

wurde. 

 

Zur Beurteilung der Schall- und Schattenwurfimmissionen wurde durch die Antragstellerin mit den 

Antragsunterlagen ein Schallimmissionsgutachten sowie ein Schattenwurfgutachten vorgelegt. 

Diese Gutachten wurden durch das StALU VP geprüft und die Plausibilität bestätigt. Die sich aus 








































































